
Das Recht des Gastgebers, die Regeln zu bestimmen
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Der deutsche Generalmajor a. D.
Gerd Schultze-Rhonhof schreibt
in seinem zweiten offenen Brief
an Frau Dr. Merkel: „[…] Sie
haben die Diskussion um die
Migrantenaufnahme auf das Be-
griffspaar ̦Willkommenskultur̒
und ̦Ausländerfeindlichkeit̒ redu-
ziert und damit erstens eine Aus-
einandersetzung mit den Ängsten
und Sorgen weiter Teile der Be-
völkerung unterdrückt und um-
schifft und zweitens die Nation
gespalten. Das angemessenere
Begriffspaar wäre ̦Gäste̒ und
̦Gastgeber̒ gewesen. Das deut-
sche Volk als Gastgeber hat den
Gästen sehr viel Hilfsbereitschaft
entgegengebracht und dabei gro-
ßen Idealismus bewiesen. Aber
Sie haben nicht beachtet und

deutlich gemacht, dass Gastgeber
auch Rechte haben. Jeder Gastge-
ber darf bestimmen, wie viel Gäs-
te er in ̦sein Haus̒ aufnimmt. Je-
der Gastgeber hat das Recht, die
Sitten in seinem Haus zu bestim-
men. Jeder Gastgeber hat das
Recht, eine auf Dauer angelegte
Übernahme seines Hauses durch
Gäste zu verhindern. Die Gäste
haben diese Gastgeberrechte zu
respektieren und sich im Gast-
land einzufügen und anzupassen.
Wenn dies […] durch die einzel-
nen Gastgeber nicht zu bewirken
ist, hat dies der Gastgeberstaat
für seine Bürger sicherzustellen.
Davon ist unter Ihrer Regierung
nichts zu spüren. Sie ordnen statt-
dessen an: Deutschland muss
sich ändern […].“ [2]

Quellen: [1] http://de.sputniknews.com/panorama/20150917/304377310.html | www.youtube.com/watch?v=qgoihNvBRfY [2] aus Originalartikel,
www.compact-online.de/bitte-treten-sie-zurueck-zweiter-offener-brief-von-generalmajor-a-d-gerd-schultze-rhonhof-an-angela-merkel/

[3] Originalauszug aus Vortrag von Prof. Dr. Michael Vogt an der 12. AZK-Konferenz: www.anti-zensur.info/azk12/destabilisierungmigrationswaffe

Definition von Prof. Dr. Michael
Vogt (Historiker und Kommuni-
kationswissenschaftler): „Die Mi-
grationswaffe ist keine böswil-
lige Erfindung von irgendwel-
chen Verschwörungstheoretikern,
sondern eine Grenzüberschreiten-
de Bevölkerungsbewegung – ab-
sichtlich erzeugt oder manipu-
liert – um von einem oder meh-
reren Zielstaaten politische, mili-
tärische und/oder wirtschaftliche
Zugeständnisse zu erzwingen. Er-
pressung ist also ein Hintergrund
einer solchen Migrationswaffe,
die hier eingesetzt wird. Aber es
kann auch neben der Erpressung

um die reine Zerstörungswut ge-
hen und es kann natürlich darü-
ber hinaus auch darum gehen, die
sogenannten ‚Geberländer‘, wie
wir es ja im Augenblick in Syrien
erleben, auszudünnen und zu
schwächen. Der syrischen Armee
fehlen ja inzwischen die Soldaten
im Kampf gegen den IS. Also
eine Destabilisierung sowohl der
Länder, die auf diese Art und
Weise Menschen verlieren, als
auch die, die auf diese Art und
Weise Menschen bekommen.
Diese Migrationswaffe, mit der
wir es hier zu tun haben, ist schon
seit vielen Jahrzehnten ein be-
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Flüchtlingen kann auch vor Ort geholfen werden
ea./db. Es geht also doch – sogar
„echte“ Kriegsflüchtlinge kön-
nen im Krisengebiet vor Ort auf-
gefangen und betreut werden.
Das Mitte September 2015 errich-
tete Flüchtlingslager in der west-
syrischen Stadt Hama bietet Platz
für insgesamt 1.000 Flüchtlinge
und wurde von russischen Spe-
zialisten errichtet, komplett mit
allem Notwendigen zum Leben
ausgestattet und an die syrischen
Behörden vor Ort übergeben.
Alle weiteren notwendigen Lie-
ferungen werden ebenfalls von
Russland mit Transportflugzeu-
gen übernommen. Diese vorbild-
liche Vorgehensweise Russlands
zeigt, wie sich eine Zusammenar-

beit mit den syrischen Behörden
erfolgreich auswirkt. Flüchtlings-
hilfe vor Ort bringt mehrere Vor-
teile mit sich: Einerseits werden
die Asylsuchenden nicht mehr
ihrer Heimat entwurzelt und an-
dererseits können Flüchtlings-
ströme nach Europa eingedämmt
werden. Ebenso wird der Strom
von „trittbrettfahrenden“ Wirt-
schaftsflüchtlingen erheblich ge-
senkt, weil sie sich nicht länger
hinter den „echten“ Flüchtlingen
verstecken können. Es ist für Eu-
ropa an der Zeit, dem Vorbild
Russlands zu folgen und den ge-
lenkten Flüchtlingsströmen eine
sinnvolle Alternative zu bieten?
[1]

INTRO
Das Flüchtlingsthema wird
wohl die Menschen in Europa
noch lange Zeit beschäftigen.
Kein Tag vergeht, ohne dass
nicht in den Medien darüber
berichtet wird. Dabei ist fest-
zustellen, dass eine zweiseiti-
ge Berichterstattung stattfindet.
Einerseits wird die „Willkom-
menskultur“ groβgeschrieben,
und andererseits wird vor al-
lem seit den Kölner Übergrif-
fen vermehrt auch negativ über
Flüchtlinge oder Migranten be-
richtet. Mit dieser Art der Be-
richterstattung machen sich die
Medien der Volksaufwiegelung
schuldig, weil alle gegen alle
aufgehetzt werden: Diejenigen,
die alle aufnehmen wollen, ob
wirkliche Flüchtlinge oder Wirt-
schaftsflüchtlinge, gegen dieje-
nigen, die finden, dass eine un-
begrenzte Zuwanderung schäd-
lich sei. Doch auch die Flücht-
linge werden aufgehetzt gegen
die Kritiker der „Willkommens-

kultur“ usw. Welche Absicht
steckt hinter dieser Aufhetzung
„alle gegen alle“? Mittlerwei-
len ist es ein offenes Geheimnis,
dass sich gewisse Globalstrate-
gen zum Ziel gesetzt haben, ei-
ne Eine-Welt-Regierung herbei-
zuführen. Um jedoch den Schrei
der Menschen nach einer star-
ken Hand, die mit eiserner Rute
für Ruhe und Ordnung sorgt,
auszulösen, braucht es zuerst
die Destabilisierung der Natio-
nen. Diese geschieht gegenwär-
tig auch durch die unbegrenzte
Zuwanderung, die von vielen
Aufklärern als „Migrationswaf-
fe“ bezeichnet wird.
Dazu empfehlen wir Ihnen, die
Vorträge der 12. AZK-Konfe-
renz auf www.anti-zensur.info
zu studieren. Der nebenstehen-
de Leitartikel beweist auch, dass
der Zustrom, der als Migrati-
onswaffe missbrauchten Flücht-
linge, gesenkt werden kann.
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Was meint der Begriff „Migrationswaffe” ?

liebtes Instrument gewesen und
gar nichts Neues. Diese funktio-
niert nur mit einer politisch kor-
rekten Propaganda (Medien), wo-

nach die Flüchtlinge nicht nur
hilfsbedürftig, sondern sogar will-
kommen sind, um damit den Ziel-
staat wehrlos zu machen.“ [3]
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rb. Am 28.11.2010 hatten die
Schweizer in einer Volksabstim-
mung trotz einer massiven Ge-
genkampagne die Ausschaffungs-
initiative angenommen. Bei der
von der Schweizerischen Volks-
partei (SVP) lancierten Initiative
geht es darum, dass ausländische
Kriminelle, wenn sie bestimmte
gravierende Delikte begangen
haben, automatisch ausgewiesen
werden. Da der Bundesrat nicht
gewillt war, die Initiative umzu-
setzen, sah sich die SVP genötigt,
abermals über 100.000 Unter-
schriften zu sammeln, um mit der
Durchsetzungsinitiative die Aus-
schaffungsinitiative zur Umset-
zung zu bringen. Am 28.2.2016
kommt die Durchsetzungsini-
tiative zur Abstimmung und ist
wie schon die Ausschaffungsini-

tiative Gegenstand heftigster
Kontroversen. Die Gegner der
Initiative befürchten, dass sich
eine Mehrheit des Stimmvolkes
für die Ausschaffung krimineller
Ausländer aussprechen wird. Es
erstaunt, dass die Initiative und
somit die SVP als unmenschlich,
radikal und extrem bezeichnet
wird. Das gleiche Phänomen ist
auch in der Flüchtlingskontrover-
se erkennbar. Wer die schranken-
lose Zuwanderung bzw. Auslän-
derkriminaliät kritisiert, wird
schnell einmal als Rassist be-
zeichnet. Damit werden Men-
schen, die lediglich ihre Besorg-
nis für ihr Heimatland und deren
Bevölkerung zum Ausdruck brin-
gen, in der Öffentlichkeit diffa-
miert und ihrer Glaubwürdigkeit
beraubt. [4]
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Schlusspunkt ●
Am 18.1.2016 antwortete ein
schweiz-türkischer Doppel-
bürger dem Schweizer Radio
SRF, wie er bei der Durch-
setzungsinitiative abstim-
men würde: „Mit einem Ja!
Hier zu leben ist schlieβlich
ein Privileg, das würde wohl
mancher vergessen. Sie kom-
men in das Land, können
hier leben und haben hier
Freiheit. Da darf man sich
eigentlich nicht groβ etwas
zu Schulden kommen lassen.
Viele Türken haben es in der
Schweiz zu etwas gebracht
und oft werden dann diese
mit anderen, die sich nicht
an die Regeln halten, in ei-
nen Topf geworfen. Das
geht doch nicht!“
Dieser junge Mann mit Mig-
rationshintergrund bringt
zum Ausdruck, was auch
der Generalmajor a. D. Gerd
Schultze-Rhonhof in seinem
offenen Brief an Frau Mer-
kel geschrieben hat: Dass es
nämlich das Selbstverständ-
lichste auf der Welt zu sein
scheint, sich gegenüber ei-
nem Gastgeber anständig zu
verhalten. Warum darf dann
Ausländerkriminalität kaum
noch angesprochen werden?
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Keine Ausweisung wegen „Bagatell-Delikten“
rs. Der Ständerat, Rechtsanwalt
und Harvard-Absolvent Andrea
Caroni bekämpft die Durchset-
zungsinitiative mit folgendem Ar-
gument: Es darf nicht sein, dass
bei einer Annahme der Initiative,
ein vorbestrafter Ausländer be-
reits dann ausgeschafft werde,
wenn er aus dem Garten seines
Nachbarn einen Apfel klaue. Im
Initiativtext kann jedoch jeder-
mann nachlesen, dass einer Aus-
weisung von kriminellen Auslän-
dern zwingend gerichtliche Straf-
verfahren vorauszugehen haben,
die mit Schuldsprüchen enden.
Da stellt sich nun die Frage, ob in
der Schweiz das Klauen eines Ap-
fels von Nachbars Apfelbaum je
ein gerichtliches Strafverfahren
ausgelöst hat? Langjährige, erfah-
rene Richter haben dazu bereits
festgehalten, dass aus schweize-

rischer Rechtsgeschichte nichts
dergleichen bekannt sei. Die Vor-
aussetzung für die Ausweisung
eines ausländischen Kriminellen
ist ein Schuldspruch, hervorge-
gangen aus ordentlichem gericht-
lichem Strafverfahren. In schwe-
ren Fällen wie Mord, Vergewalti-
gung und Einbruchdiebstahl be-
wirkt gemäβ Durchsetzungsiniti-
ative bereits ein einziger Schuld-
spruch die Ausweisung. Bei als
weniger schwer eingestuften De-
likten erfolgt die Ausweisung
nach erstmaliger Rückfälligkeit.[5]

mab. In einem Interview sagte
die Geschäftsleiterin der privaten
Entwicklungshilfe-Organisation
Swissaid, Caroline Morel, zur
Abstimmung am 28.2.2016 über
die „Spekulationsstopp-Initiati-
ve“: „Es geht bei der Initiative
darum, dass die vom physischen
Handel abgekoppelte Spekula-
tion mit Agrarrohstoffen von
Finanzinvestoren, Banken und
Hedgefonds reguliert werden
soll. Diese Art von Spekulation
führt immer wieder zu Preiserhö-

hungen und Preisschwankungen
für Grundnahrungsmittel. In Ent-
wicklungsländern geben arme
Haushalte 60 bis 80 % ihres Ein-
kommens fürs Essen aus. Durch
steigende Preise für Grundnah-
rungsmittel, werden diese Fami-
lien in ihrer Existenz bedroht.
Angesichts der 800 Millionen
Menschen, die heute unter Hun-
ger leiden, ist die Spekulation
mit Nahrungsmitteln ein Skandal.
Gerade in der Schweiz, einem
der wichtigsten globalen Han-

delsplätze für Agrarrohstoffe,
braucht es einen mutigen poli-
tischen Schritt zum Schutz des
Rechts auf Nahrung für alle.“
Wenn durch einen Spekulati-
onsstopp von Grundnahrungs-
mitteln die Armut auf der
Welt vermindert werden kann,
dann wird es auch weniger
Wirtschaftsflüchtlinge geben, die
ihre Heimat in Richtung Europa
verlassen werden. [7]

Wirtschaftsflüchtlingsstrom eindämmen durch Spekulationsstopp

of./dk.  Als Bildungs- und Sicher-
heitsminister des Schweizer Kan-
tons Wallis sieht sich Oskar Frey-
singer mit dem kostenintensiven
Problem der importierten Auslän-
derkriminalität konfrontiert.
Durch die Nichtumsetzung der
Ausschaffungsinitiative von 2010
seien den von Budgetsorgen ge-
plagten Kantonen erhebliche
Mehrkosten im Strafvollzugsbe-
reich entstanden. Für das Jahr

2015 hochgerechnet bezahle al-
lein der Kanton Wallis 16,66 Mil-
lionen Schweizer Franken für
den Straf- und Maβnahmenvoll-
zug für ausländische Häftlinge,
die beinahe 70 % der Insassen
ausmachen. Schweizweit belau-
fen sich die Kosten pro Jahr, für
inhaftierte Ausländer, auf über
730 Mio. Schweizer Franken. Ei-
ne Umsetzung der Initiative wür-
de die Kosten hauptsächlich im

Bereich der Untersuchungshaft
und im Maβnahmenvollzug mit-
telfristig senken, was auch die
nötige Entspannung in den völ-
lig überbelegten Gefängnisan-
stalten bringen würde. Es sei
zwingend nötig über Instrumen-
te zu verfügen, die es ermögli-
chen die Situation zu korrigieren.
Die Durchsetzungsinitiative, über
die am 28. Februar 2016 abge-
stimmt wird, ist eines davon. [6]

Die hohen Kosten von importierter Kriminalität

Quellen: [4] www.durchsetzungsinitiative.ch | www.kla.tv/7599 [5] Brisant vom 8.1.2016 [6] www.politonline.ch/?content=news&newsid=2479 |
www.politonline.ch/?content=news&newsid=2485 | www.durchsetzungsinitiative.ch [7] www.zeit-fragen.ch/index.php?id=2357 | http://spekulationsstopp.ch


